
Prof. Dr. Udo Steiner

Zu Beginn stellte Dr. Sag-
meister seinen früheren

akademischen Lehrer kurz vor:
Prof. Steiner war seit 1973 Pro-
fessor für Öffentliches Recht an
den Universitäten in Erlangen,
Göttingen, Bielefeld und
schließlich in Regensburg. 1995
wurde Prof. Steiner als Richter
des Bundesverfassungsgerichts
in dessen Ersten Senat berufen.
2007 schied Prof. Steiner aus
dem obersten deutschen Ge-
richt aus; er ist aber auch heute
noch zeitlich eng eingespannt,
zum Beispiel als Ombudsmann
bei der Deutschen Bahn AG
oder als Vorsitzender des
Schiedsgerichts der Fußball-
bundesliga.

Sind dieMaßnahmen verfassungsmäßig?
Ehemaliger Bundesverfassungsrichter Prof. Dr. Udo Steiner spricht bei Mittelstandsunion

Landau/Dingolfing. (red) Einen
Online-Vortrag zur Frage der Ver-
fassungsmäßigkeit der Corona-
Maßnahmen hat die Mittelstands-
union Dingolfing-Landau kürzlich
veranstaltet. Vorsitzender Dr. Hol-
ger Sagmeister begrüßte zahlreiche
Zuhörer, darunter Vertreter aus Po-
litik, Unternehmen und Justiz.

In seinem Vortrag stellte Prof.
Steiner zunächst die Akteure in der
Coronapolitik vor. In Bayern direkt
verantwortlich sind die Gesund-
heitsämter mit demGesundheitsmi-
nisterium an deren Spitze. Vor al-
lem zu Beginn der Pandemie hat das
Ministerium mit Hilfe von Verord-
nungen regiert. Die Richterschaft,
als weiterer Akteur, war mit über
10000 Eilanträgen zwar stark bean-
sprucht, ihre Entscheidungen grif-
fen aber nur punktuell in das Ge-
schehen ein. Die überwiegende An-
zahl der Richter gab dem Schutz des
Lebens den Vorrang vor anderen
Grundrechten, zu Beginn sogar vor
den wichtigen Grundrechten der
Religions- und Versammlungsfrei-
heit. Unter der Richterschaft sei
man der Auffassung, dass „die
Grundrechte nach der Pandemie
wiederkommen werden, die Toten
aber nicht“.

Die Akteure in
der Pandemie
Als dritter Akteur in der Corona-

Pandemie sprach Prof. Steiner den
Bundestag an, der in den Medien
zwar nicht so auffällig in Erschei-
nung getreten war, aber eine ganze
Anzahl von Gesetzen erlassen und
damit die Weichen zur Überwin-
dung der Pandemie gestellt hat. Der
Bundestag habe die epidemische
Lage festgestellt, zahlreiche Geset-
ze an die Pandemielage angepasst
(zumBeispiel das Zivilrecht und das
Insolvenzrecht), vielfach das Infek-
tionsschutzgesetz geändert und so-
gar die wesentlichen Eingriffsmaß-
nahmen in einem Bundesgesetz ge-
regelt. Auch hatte der Bundestag
stets die Finanzhoheit und das Bud-
getrecht, ohne das Parlament wären

die Corona-Hilfen samt Kurzarbei-
tergeld nicht denkbar gewesen,
durch die die massiven Eingriffe in
die Berufs- und Eigentumsfreiheit
finanziell doch deutlich abge-
schwächt worden sind.
Als letzte Gruppe, die in der Pan-

demie in Erscheinung getreten ist,
nannte Prof. Steiner die Wissen-
schaftler wie Virologen, Epidemio-
logen und Ärzte. Diese haben die
Politiker in den komplexen Fragen
nicht nur beraten, sondern sie ha-
ben auch die Glaubwürdigkeit der
von den Politikern getroffenenMaß-
nahmen gestärkt, sodass die Bevöl-
kerung diese Maßnahmen auch ak-
zeptieren konnte.
Steiner schloss diesen ersten Teil

seines Vortrags mit dem Resümee,

dass man sicherlich die eine oder
andere Maßnahme der Politik zu
Recht kritisieren kann, dass imGro-
ßen und Ganzen die Politiker aber
in dieser außergewöhnlichen Situa-
tion einen „guten Job“ gemacht ha-
ben. Die Pandemie habe aber si-
cherlich auch strukturelle Schwä-
chen in der Bundesrepublik offen
gelegt, die in Zukunft behoben wer-
den müssten. So hinke Deutschland
in der Digitalisierung hinterher,
wird dem Datenschutz möglicher-
weise ein zu großes Gewicht beige-
messen, und führt Bürokratie dazu,
dass Maßnahmen teils nicht mehr
effektiv umgesetzt werden können
und Mehrkosten entstehen
Im zweiten Teil seines Vortrags

ging Prof. Steiner auf Einzelfragen

der Zuhörer ein. Die Priorisierung
beim Impfen hielt der ehemalige
Verfassungsrichter mit der Begrün-
dung des Schutzes der besonders
vom Virus betroffenen Bevölke-
rungsgruppen für zulässig. Sind die
besonders gefährdeten Gruppen
aber geimpft, sollte man auch zügig
– was nun auch geschieht – zur Auf-
hebung der Impfpriorisierung kom-
men. Für vollständig geimpfte Per-
sonen forderte der ehemalige Ver-
fassungsrichter die Grundrechte
komplett wieder zurück. Eine Dis-
kriminierung gegenüber den nicht
vollständig Geimpften liege nicht
vor, weil Artikel 3 Grundgesetz nur
verlange, dass zwei miteinander
vergleichbare Gruppen nicht ohne
nachvollziehbaren Grund ungleich
behandelt werden dürfen.

Die Ungleichbehandlung
ist sogar zwingend
Da vollständig Geimpfte aber ge-

rade keine Gefahr mehr für das Ge-
sundheitswesen darstellen, sei die
Ungleichbehandlung beider Perso-
nengruppen verfassungsrechtlich
nicht nur gerechtfertigt, sondern so-
gar zwingend. Ein gefühltes „Ge-
rechtigkeitsgefühl“ oder ein „Soli-
daritätsgedanke“ reiche nicht aus,
um die schweren Eingriffe in die
Freiheitsrechte der vollständig
geimpften Personen weiterhin
rechtfertigen zu können.
Unabhängig von der Impfquote

hält Steiner die schrittweise Rück-
kehr zum normalen Leben für nötig,
weil das Recht auf körperliche Un-
versehrtheit und Gesundheitsschutz
zwar ein wichtiges Grundrecht sei,
aber nicht absoluten Vorrang genie-
ße. Die Corona-Maßnahmen müssen
stets auf ihre Verhältnismäßigkeit
überprüft werden; je länger Maß-
nahmen andauern, desto eingreifen-
der sind sie und müssen deshalb ge-
gebenenfalls abgemildert werden.
Die Einführung eines Impf-

zwangs hält Prof. Steiner für un-
wahrscheinlich und verfassungs-
rechtlich problematisch. Er sei ge-
spannt, wie das Bundesverfassungs-
gericht im Hauptsacheverfahren

zur Frage des Impfzwangs bei der
Masernimpfung entscheiden wird.
Die alleinige Orientierung an der
Inzidenz wird künftig viele Maß-
nahmen nicht mehr rechtfertigen
können, wenn Krankenhäuser und
die Intensivstationen nicht mehr
überlastet sind. Hat jeder Bürger
ein Angebot zum Impfen erhalten,
wird der Staat sich überdies sehr
schwertun, die für die Bürger be-
sonders einschränkenden Schutz-
maßnahmen aufrechtzuerhalten,
auch wenn die Überlastung von In-
tensivstationen dann wieder droht,
weil es in diesem Fall jeder Bürger
in der Hand habe, sich durch eine
Impfung zu schützen.
Wer sich aufgrund seines Selbst-

bestimmungsrechts gegen eine Imp-
fung entscheidet, kann nicht vom
Staat verlangen, dass dieser
Schutzmaßnahmen aufrechterhält,
die schwer in die Freiheitsrechte
eingreifen. Jeder müsse dann auch
die Konsequenzen seiner freien
Entscheidung tragen.
Steiner schloss seinen überaus in-

teressanten und kurzweiligen Vor-
trag mit der Überzeugung, dass die
Menschen zeitnah alle ihre Grund-
rechte zurückerhalten.

Corona und die Grundrechte: Ein komplexes Thema, zu dem der ehemalige
Bundesverfassungsrichter Prof. Dr. Udo Steiner sehr viel Interessantes zu be-
richten wusste. Screenshot: Mittelstandsunion


